Ein neues Ungetüm stört den deutschen Außenhandel: die "Gelangenerklärung". Konnte sich ein deutscher Händler bisher darauf verlassen, dass er bei Verkäufer innerhalb der EU keine Umsatzsteuer zahlen musste, weil Lieferung innerhalb des EU-Binnenmarktes steuerfrei waren und den Finanzbehörden nur Frachtbriefe, Bescheinigungen des Spediteurs oder eine Bestätigung des Abnehmers vorgelegt werden musste, ist dies seit Jahresbeginn 2012 Vergangenheit.

Zum Jahresbeginn wurde in Deutschland die Nachweispflicht für Lieferungen innerhalb der EU verändert. Nach § 17 a UStDVO kann der Verkäufer den Beweis für die Reise seiner Ware nur noch durch die sogenannte gelangensbestätigung antreten. Damit bescheinigt der Kunde im Ausland dem verkäufer, wann und wo er die Ware erhalten hat. Dies wiederumg elingt aber erst, wenn die Ware auch tatsächlich am Zielort angekommen ist - der Exporteur kann daher bei Abesndung der Ware noch gar nicht iwssen, ob er die Gelangensbestätigung je erhalten wird. Der deutsche Lieferant muss daher seinem ausländischen Abneher im wahrsten Sinn des Wortes "hinterher laufen", um von diesem die Abnahmebstätigung zu erhalten - denn nur mit dieser Bescheinigung kann er seine Umsatzsteuerbescheinigung in Anspruch nehmen. Nur diese Bescheinigung weist seit dem 1.1.2012 nach, dass die Lieferung nicht über die EU-Außengrenze hinaus gelangt ist, sondern tatsächlich Binnenmarktsware ist.

Die besondere Problematik besteht darin, dass die Erklärung allein in Deutschland neu "erfunden" wurde, nicht aber in den anderen EU-Staaten eigneführt wurde. Das bedeutet, dass die deutschen Unternehmen, die zu über 60 % all ihrer Exporte in die EU-Staaten erbringen, in erheblichem Maße Aufklärungsarbeit bei ihren Kunden in der EU leisten müssen. Die Lieferprozesse müssen auf die neue Nachweispflicht umgesetllt werden, und das alles in einer nur 3-monatigen Kulanzfrist, die Anfang April 2012 ausläuft!

Riskant werden für die deutschen Lieferanten künftig die Abholgeschäfte sein, bei denen der Käufer die Ware selbst abholt oder aber durch einen von ihm beauftragten Spediteur abholen lässt. Hier liegt es auf der hand, dass es für den Verkäufer besonders schwierig wird, später noch eine Gelangensbestätigung vom ausländischen Abnehmer zu erhalten. - Anders sieht es aus, wenn der Verkäufer selbst liefert oder seienrsetis einen Transporteur beauftragt: in diesen Fällen darf der Lieferant den Frachtführer damit beauftragen, sich die Gelangensbestätigung am Ankunftsort der Lieferung ausfertigen beziehungsweise unterschreiben zu lassen. Weigert sich in diesen Fällen aber der Abnehmer, dies zu tun, wird der Frachtführer seinem Auftrag nicht gerecht - ein Problem also auch hier!

